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Das Wichtigste in Kürze

" Für Frauen während einer Schwangerschaft und nach einer Entbindung
gilt das Mutterschutzgesetz, das für sie zahlreiche Schutzbestimmungen
vorsieht. Den nachfolgenden Ausführungen wird dasMutterschutzgesetz
zugrunde gelegt, das ab 1.1.2018 gilt.

" Die Schutzbestimmungen unterteilen sich in solche vor und in solche
nach der Entbindung.

" Ist es wegen der Mutterschutzvorschriften erforderlich, dass die Frau der
Arbeit fernbleibt, hat sie gegen ihren Arbeitgeber Anspruch auf den soge-
nannten Mutterschaftslohn.

" Einer krankenversicherten Frau stehen verschiedene Leistungen, z.B.
Mutterschaftsgeld, zu.

" Nichtkrankenversicherte Frauen haben ebenfalls Anspruch auf ein Mut-
terschaftsgeld, das ihnen vom Bundesversicherungsamt gezahlt wird.

" Sowohl kranken- als auch nichtkrankenversicherte Frauen haben
Anspruch auf einen Zuschuss zumMutterschaftsgeld gegen ihren Arbeit-
geber.

" Während der Schwanger- und Mutterschaft sowie während einer Eltern-
zeit besteht Kündigungsschutz für die betroffenen Frauen.

" Nach der Entbindung besteht Anspruch auf Elterngeld des Bundes und
ggf. des jeweiligen Bundeslandes.

" Außerdem ist ein Anspruch auf Elternzeit gegeben, also auf (unbezahlte)
Freistellung von der Arbeit. Der Anspruch besteht auch für den Vater des
Kindes.

" Eine Beschäftigung kann unter bestimmten Voraussetzungen während
der Elternzeit ausgeübt werden.

" Der Arbeitgeber kann die Elternzeit auf den Erholungsurlaub anrechnen.

" Zur Vertretung eines Arbeitnehmers ist es zulässig, Arbeitsverträge zu
befristen.

" Zahlreiche Bestimmungen regeln die Sozialversicherung für Frauen, die
wegen Schwanger- und Mutterschaft bzw. wegen der Erziehung eines
Kindes nicht beschäftigt sind.
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I. Schwangerschaft

1. Grundsätze

Unter Schwangerschaft versteht man die Zeit zwischen Empfängnis und Ent-
bindung. Von Beginn der Schwangerschaft an steht eine Frau unter dem
Schutz des „Gesetzes zum Schutz der erwerbstätigen Mutter“, kurz Mutter-
schutzgesetzes (MuSchG). Durch dieses Gesetz ist der Gesetzgeber einem
Auftrag aus Art.6 Abs.4 des Grundgesetzes (GG) nachgekommen. Danach
hat jede Mutter Anspruch auf den Schutz und die Fürsorge der Gemein-
schaft. Bei dem MuSchG handelt es sich um ein Gesetz des Arbeitsrechts.
Das MuSchG ist durch das Gesetz zur Neuregelung des Mutterschutzrechts
vom 23.5.20171 neu gefasst worden. Es befindet sich nunmehr in der Fas-
sung des Art. 1 des Änderungsgesetzes.

Aber auch im Sozialrecht gibt es Vorschriften, die sich mit dem Recht
schwangerer Frauen beschäftigen. Zu nennen ist hier insbesondere das Sozi-
algesetzbuch – Fünftes Buch (SGB V), das Leistungen der gesetzlichen Kran-
kenversicherung im Falle einer Schwangerschaft vorsieht. Darüber hinaus
profitieren krankenversicherte Schwangere auch von den sonstigen kran-
kenversicherungsrechtlichen Bestimmungen, die im SGB V geregelt sind.

2. Anwendung des MuSchG

Die Vorschriften des MuSchG sind zwingend. Sie gelten für alle Arbeitsstät-
ten, in denen Arbeitnehmerinnen, Hausgewerbetreibende, Heimarbeiterin-
nen oder ihnen Gleichgestellte beschäftigt werden. Ab 1.1.2018 ist das
MuSchG auch für Schülerinnen und Studentinnen, ferner für Frauen, die
als Entwicklungshelferinnen oder als Freiwillige im Sinne des Jugendfreiwil-
ligendienstegesetzes oder des Bundesfreiwilligendienstegesetzes tätig sind.
Arbeitsstätten im vorstehenden Sinne sind alle Betriebe und Verwaltungen
in Industrie, Handel, Handwerk, Landwirtschaft und allen anderen Zwei-
gen des Wirtschaftslebens einschließlich der freien Berufe und der Familien-
haushalte.

Auch Verwaltungen und Betriebe des öffentlichen Dienstes gehören hier-
her, soweit Frauen aufgrund privatrechtlicher Arbeitsverhältnisse beschäf-
tigt sind. Weiter gilt das Gesetz für Frauen, die bei Zweigstellen ausländi-
scher Unternehmen oder sonst in der Bundesrepublik bei Ausländern, bei
diplomatischen Vertretungen, Konsulaten oder bei sonstigen ausländischen
Stellen oder deren Angehörigen beschäftigt werden.

1 BGBl. I S. 1228.


